
Hundesteuersatzung 
der Stadt Rheine 

vom 18. Dezember 1980 

Hundesteuersatzung 
der Stadt Rheine 

vom __. Dezember 2009 

Erläuterungen 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 28 
Abs. 1 Satz 2 Buchstabe g der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. August 1984 (GV 
NW S. 475, SGV NW 2023), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 3. April 1992 (GV NW S. 124), 
und der §§ 3 und 20 Abs. 2 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NW S. 712), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 30. April 
1991 (GV NW S. 214), hat der Rat der Stadt 
Rheine durch Beschluss vom 18. November 1980 
die Hundesteuersatzung erlassen und am 
 – 21. Dezember 1993 die 3. Änderungssat-
zung 
 – 11. Dezember 2001 die 4. Änderungssat-
zung 
beschlossen. 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 
2009 (GV. NRW. S. 380)  und der §§ 3 und 20 
Abs. 2 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV NW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz zur Abschaffung der 
Jagdsteuer vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 394), 
hat der Rat der Stadt Rheine in seiner Sitzung 
vom 15. Dezember 2009 die folgende Hundesteu-
ersatzung beschlossen: 
 

Anpassung an die aktuellen Gesetze 

§ 1 
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 

 
1. Gegenstand der Steuer ist das Halten von 
Hunden im Stadtgebiet. 
 
2. Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hunde-
halter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse 
oder im Interesse seiner Haushalts- oder Be-
triebsangehörigen aufgenommen hat. Alle in einen 
Haushalt oder einen Betrieb aufgenommenen 
Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam 
gehalten. Ein zugelaufener Hund gilt als aufge-
nommen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wo-
chen beim Fachbereich Recht und Ord-
nung/Ordnungswesen der Stadt gemeldet und bei 
einer vom Fachbereich Recht und Ord-
nung/Ordnungswesen bestimmten Stelle abgege-
ben wird. Halten mehrere Personen gemeinsam 

§ 1 
Steuergegenstand, Steuerpflicht 

 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von 

Hunden im Stadtgebiet. 
 
(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hunde-

halter ist, wer einen Hund im eigenen Inte-
resse oder im Interesse seiner Haushaltsan-
gehörigen in seinem Haushalt aufgenommen 
hat. Alle in einen Haushalt aufgenommenen 
Hunde gelten als von ihren Haltern gemein-
sam gehalten. Ein zugelaufener Hund gilt als 
aufgenommen, wenn er nicht innerhalb von 
zwei Wochen beim Fachbereich Recht und 
Ordnung der Stadt gemeldet und bei einer 
von diesem bestimmten Stelle abgegeben 
wird. Halten mehrere Personen gemeinsam 
einen oder mehrere Hunde, so sind sie Ge-

 
 
 
 
 
 
Die Definition des Hundehalters wurde enger ge-
fasst. Da nur eine natürliche Person Hundesteuer-
schuldner sein kann, wurde als Hundehalter nur 
derjenige definiert, welcher einen Hund in seinem 
Haushalt aufgenommen hat. Die Definition „oder 
einen Betrieb“ ist daher entfallen. 
 
 
 
 
 
 
 



einen oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamt-
schuldner. 
 
3. Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund 
in Pflege oder Verwahrung aufgenommen hat oder 
auf Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht 
nachweisen kann, dass der Hund in einer Gemein-
de der Bundesrepublik bereits versteuert wird 
oder von der Steuer befreit ist. Die Steuerpflicht 
tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwah-
rung oder Haltung auf Probe oder zum Anlernen 
den Zeitraum von 2 Monaten überschreitet. 
 
 
 
4. Gesellschaften, Genossenschaften und Ver-
eine, die einen Hund halten, haben ein Mitglied zu 
bestimmen, das für die Steuer verantwortlich ist. 
Die Steuerpflicht und die Haftung für die Steuer 
bleiben hiervon unberührt. 
 
5. Neben dem Hundehalter haftet der Eigen-
tümer des Hundes für die Steuer als Gesamt-
schuldner. 

samtschuldner. 
 
 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in 

Pflege oder Verwahrung genommen hat oder 
auf Probe oder zum Anlernen hält, wenn er 
nicht nachweisen kann, dass der Hund in ei-
ner anderen Gemeinde der Bundesrepublik 
bereits versteuert wird oder von der Steuer 
befreit ist. Die Steuerpflicht tritt in jedem 
Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder 
die Haltung auf Probe oder zum Anlernen 
den Zeitraum von zwei Monaten überschrei-
tet. 

. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht mehr steuerpflichtig, da kein Privatkonsum 
 
 
 
 
 
Regelung entspricht nicht mehr der Mustersatzung 

§ 2 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hun-
dehalter oder von mehreren Personen gemeinsam 
 
a) nur ein Hund gehalten wird 55,20 €, 
b) zwei Hunde gehalten werden 67,20 € je 
Hund, 
c) drei oder mehrere Hunde gehalten werden 
79,20 € je Hund. 
 
 
 
 
 
 

§ 2 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem 

Hundehalter oder mehreren Personen ge-
meinsam  

 
 a) nur ein Hund gehalten wird  
  55,20 Euro; 
 b) zwei Hunde gehalten werden  
  67,20 Euro je Hund; 
 c) drei oder mehr Hunde gehalten werden 
  96,00 Euro je Hund; 
 d) ein gefährlicher Hund gehalten wird

   420,00 Euro; 

 e) zwei gefährliche Hunde gehalten 

 werden 480,00 Euro je Hund; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gebührensatz für drei und mehr Hunde wurde 
angehoben. 
Eingefügt wurde eine Regelung für gefährliche 
Hunde. 
 
 



 
 
 
Hunde, für die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, für 
die Steuerbefreiung nach § 4 gewährt wird, sowie 
Hunde, die zum Bestand eines Zwingers nach § 6 
oder zu den für gewerbliche Zwecke nach § 7 ge-
haltenen Tieren gehören, werden bei der Berech-
nung der Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt; 
Hunde, für die Steuerermäßigung nach § 5 ge-
währt wird, werden mitgezählt. 
 

 f) drei und mehr gefährliche Hunde 

 gehalten werden 540,00 Euro je 

 Hund. 

 
Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 3 
gewährt wird, werden bei der Berechnung 
der Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt; 
Hunde, für die eine Steuerermäßigung 
nach § 4 gewährt wird, werden mitgezählt. 

 

(2) Gefährliche Hunde im Sinne des Absat-
zes 1 Buchstaben d, e und f sind solche 

Hunde, 

 

a) die auf Angriffslust oder Kampfbe-
reitschaft oder Schärfe oder andere 

in der Wirkung gleichstehende 

Zuchtmerkmale gezüchtet werden 

oder die eine Ausbildung zum Nach-

teil des Menschen, zum Schutzhund 

oder eine Abrichtung auf Zivilschär-

fe begonnen oder abgeschlossen 

haben. Als Ausbildung zum Schutz-

hund zählt nicht die von privaten 

Vereinen oder Verbänden durchge-

führte sogenannte Schutzdienst- 

oder Sporthundeausbildung, sofern 

keine Konditionierung zum Nachteil 

des Menschen erfolgt; 

b) die sich nach dem Gutachten des 
beamteten Tierarztes als bissig er-

wiesen haben; 

c) die in gefahrdrohender Weise einen 
Menschen angesprungen haben; 

d) die bewiesen haben, dass sie unkon-
trolliert Wild, Vieh, Katzen oder 

Hunde hetzen oder reißen. 

 

Gefährliche Hunde im Sinne dieser Vor-

schrift sind insbesondere Hunde der 

Rassen 

 
 
 
Redaktionelle Anpassung an die neue Satzung. 



 

1. Pitbull Terrier 

2. American Staffordshire Terrier 

3. Staffordshire Bullterrier 

4. Bullterrier 

5. Alano 

6. American Bulldog 

7. Bullmastiff 

8. Mastiff 

9. Mastino Espanol 

10. Mastino Napoletano 
11. Fila Brasileiro 
12. Dogo Argentino 
13. Rottweiler 
14. Tosa Inu 

 

sowie deren Kreuzungen untereinander 

sowie mit anderen Hunden oder Kreu-

zungen dieser Rassen mit Hunden ande-

rer Rassen oder Mischlingen. 

 
§ 3 

Steuerfreiheit 
 
Steuerfrei sind 
 
a) Personen, die sich nicht länger als zwei 
Monate in der Stadt aufhalten, für diejenigen 
Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn 
sie nachweisen können, dass die Hunde in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert 
werden oder von der Steuer befreit sind. 
 
b) Tierschutz- und ähnliche Vereine für Hun-
de, die in den dazu unterhaltenen Tierheimen und 
ähnlichen Einrichtungen vorübergehend unterge-
bracht sind, sofern ordnungsgemäße Bücher über 
jeden Hund, seine Ein- und Auslieferung und  
 – soweit möglich – seinen Besitzer geführt 
und der Stadt auf Verlangen vorgelegt werden. 
 

§ 3 
Steuerbefreiung 

 
(1) Personen, die sich nicht länger als zwei Mo-

nate in der Stadt Rheine aufhalten, sind für 
diejenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer 
Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen kön-
nen, dass die Hunde in einer anderen Ge-
meinde der Bundesrepublik versteuert wer-
den oder von der Steuer befreit sind. 

 
(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für 

Hunde, die ausschließlich dem Schutz und 
der Hilfe Blinder, Tauber oder sonst hilfloser 
Personen dienen. Sonst hilflose Personen 
sind solche Personen, die einen Schwerbe-
hindertenausweis mit den Merkzeichen „B“, 
„BL“, „aG“ oder „H“ besitzen. 

 
(3) Weiterhin wird Steuerbefreiung auf Antrag 

Die bisherigen §§ 3 und 4 wurden zusammenge-
fasst. Bisherige Regelungen, die einer örtlichen 
Aufwandsteuer widersprechen, sind entfallen.  
 
Bezüglich des bisherigen § 4 Buchstabe g wird auf 
folgende Besonderheit hingewiesen: 
Berufsjäger unterliegen für die beruflich gehalte-
nen Hunde nicht der Hundesteuer. Hinsichtlich der 
steuerlichen Behandlung von Jagdausübungsbe-
rechtigten ist darauf hinzuweisen, dass derartige 
Hunde in der alten Mustersatzung des Innenminis-
teriums steuervergünstigt waren. Insoweit stellt 
sich jedoch die Frage, ob ein hinreichend großes 
öffentliches Interesse an einer derartigen Privile-
gierung besteht. Hiergegen spricht, dass mit der 
Jagdausübung ein Aufwand verbunden ist, der 
einen über die normalen Lebensbedürfnisse hi-
nausgehenden Aufwand darstellt. Die Haltung des 
Jagdhundes stellt einen weiteren Aufwand im 
Rahmen dieser Jagdausübung dar. Trotz der öf-



 
4 

Steuerbefreiung 
 
Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für 
 
a) Diensthunde von Polizei-, Hilfspolizei- und 
Zollbeamten sowie von Dienstkräften der Ord-
nungsbehörden, wenn die Unterhaltungskosten im 
Wesentlichen aus öffentlichen Mitteln bestritten 
werden. 
 
b) Hunde, die von der Bundeswehr, vom Bun-
desgrenzschutz oder von den Stationierungs-
streitkräften gehalten werden. 
 
c) Hunde, die im Eigentum des Deutschen 
Roten Kreuzes, des Arbeitersamariterbundes, des 
Malteser-Hilfsdienstes, der Johanniter-Unfallhilfe, 
des Technischen Hilfswerkes oder des Bundesluft-
schutzverbandes stehen und ausschließlich zur 
Durchführung der diesen Organisationen oblie-
genden Aufgaben gehalten werden, 
 
d) Hunde, die in Krankenhäusern, Heil- und 
Pflegeanstalten, Gefängnissen und ähnlichen Ein-
richtungen zur Durchführung der diesen obliegen-
den Aufgaben gehalten werden, 
 
e) Hunde, die von öffentlichen bestelltem 
Wachpersonal für Wachzwecke gehalten werden, 
 
f) Hunde, die von wissenschaftlichen Einrich-
tungen ausschließlich für wissenschaftliche Zwe-
cke gehalten werden, 
 
g) Gebrauchshunde von Forstbeamten und 
von Angestellten im Privatforstdienst, von Berufs-
jägern, von beauftragten Feld- und Forstaufse-
hern und von bestätigten Jagdaufsehern in der für 
den Forst-, Feld- und Jagdschutz erforderlichen 

gewährt für nicht zu Erwerbszwecken gehal-
tene Hunde, die  

 
a) an Bord von ins Schifffahrtsregister ein-

getragenen Binnenschiffen gehalten 
werden 

 
oder 

 
b) als Gebrauchshunde ausschließlich zur 

Bewachung von nicht gewerblich gehal-
tenen Herden verwandt werden, in der 
hierfür benötigten Anzahl. 

 
(4) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 

Abs. 2 wird eine Steuerbefreiung nach 

den Absätzen 2 und 3 nicht gewährt. 

 

fentlichen Funktion, die der Jagdausübung zu-
kommt, wird im Regelfall das private Interesse 
deutlich überwiegen, so dass auch kein überwie-
gendes öffentliches Interesse an einer Steuerbe-
günstigung gegeben ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Satzungsergänzung bezüglich gefährlicher Hunde. 



Anzahl, 
 
h) Blindenführhunde, 
 
i) Hunde, die ausschließlich dem Schutz und 
der Hilfe blinder, tauber oder sonst hilfloser Per-
sonen dienen; die Steuerbefreiung kann von der 
Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig 
gemacht werden, 
 
k) Hunde, die an Bord von ins Schiffsregister 
eingetragenen Binnenschiffen gehalten werden, 
 
l) Gebrauchshunde, die ausschließlich zur 
Bewachung von Herden verwandt werden, in der 
benötigten Anzahl, 
 
m) abgerichtete Hunde, die von Artisten oder 
Schaustellern für ihre Berufsarbeit benötigt wer-
den. 
 
 

§ 5 
Allgemeine Steuerermäßigung 

 
1. Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des 
Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen für 
 
 a) Hunde, die zur Bewachung von Ge-
bäuden, welche von dem nächsten bewohnten 
Gebäude mehr als 200 m entfernt liegen, erfor-
derlich sind, 
 
 b) Hunde, die von zugelassenen Un-
ternehmen des Bewachungsgewerbes oder von 
berufsmäßigen Einzelwächtern bei Ausübung des 
Wachdienstes benötigt werden. 
 
 c) Hunde, die als Melde-, Sanitäts- 
oder Schutzhunde verwendet werden und die da-
für vorgesehene Prüfung vor Leistungsprüfern 

§ 4 
Allgemeine Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des 

Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen für 
 

a) Hunde, die zur Bewachung von Gebäu-
den, welche von dem nächsten bewohn-
ten Gebäude mehr als 200 Meter ent-
fernt liegen, erforderlich sind, 

 
 
 
 
 
 

b) Hunde, die zu Melde-, Sanitäts- oder 
Schutzzwecken verwendet werden und 
die dafür vorgesehene Prüfung vor Leis-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der bisherige § 5 Abs. 1 b entfällt, da es sich um 
eine Hundehaltung aus gewerblichen Gründen 
handelt. 
 
 
 
 
 



eines von der Stadt anerkannten Vereins oder 
Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Able-
gung der Prüfung ist durch Vorlegen eines Prü-
fungszeugnisses nachzuweisen und die Verwen-
dung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft 
zu machen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Für Hunde, die zur Bewachung von land-
wirtschaftlichen Anwesen, welche von dem nächs-
ten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 
400 m entfernt liegen, erforderlich sind, ist die 
Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuersatzes 
nach § 2 zu ermäßigen. 
 
 
3. Für Hunde, die von Empfängern laufender 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozi-
alhilfegesetz und von solchen Personen, die die-
sen einkommensmäßig gleichstehen, gehalten 
werden, ist die Steuer auf Antrag auf ein Viertel 
des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen, jedoch 
nur für einen Hund. 

tungsprüfern eines von der Stadt aner-
kannten Vereins oder Verbandes mit Er-
folg abgelegt haben; die Ablegung der 
Prüfung ist durch das Vorlegen eines 
Prüfungszeugnisses nachzuweisen und 
die Verwendung des Hundes in geeigne-
ter Weise glaubhaft zu machen. 

 
Die Anerkennung des Vereins oder Ver-
bandes erfolgt auf Antrag, wenn glaub-
haft gemacht wird, dass die Antrag stel-
lende Vereinigung über hinreichende 
Sachkunde und Zuverlässigkeit für die 
Durchführung der Leistungsprüfung ver-
fügt. 

 
(2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirt-

schaftlichen Anwesen, welche von dem 
nächsten im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt liegen, 
erforderlich sind, ist die Steuer auf Antrag 
auf ein Viertel des Steuersatzes nach § 2 zu 
ermäßigen. 

 
(3) Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt 

(§§ 27 - 40 SGB XII), Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 - 46 
SGB XII) oder Arbeitslosengeld II (§§ 19 -
 27 SGB II) erhalten sowie für diesen ein-
kommensmäßig gleichstehende Personen 
wird die Steuer auf Antrag auf ein Viertel 
gesenkt. Die Ermäßigung wird nur für einen 
Hund gewährt. 

 
(4) Eine Steuerbefreiung für das erste Jahr wird 

auf Antrag gewährt für Hunde, die der Halter 
vom Tierschutzverein Rheine und Umgebung 
e. V. aus dem Tierheim „Rote Erde“ über-
nommen hat. Voraussetzung für die Befrei-
ung ist, dass die Hunde innerhalb von zwei 
Wochen nach der Übernahme zur Hun-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung an die geänderten gesetzlichen Be-
stimmungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der § 4 Abs. 4 enthält eine neue Regelung über 
die zeitlich befristete Steuervergünstigung für 
Hunde, die aus dem Tierheim „Rote Erde“ über-
nommen werden. Zweck ist es, dass Hunde 
schneller vermittelt werden können und somit 
auch die Kostenbeteiligung der Stadt Rheine für 
das Tierheim sinkt. Diese Regelung wird bereits 



desteuer angemeldet werden und als Nach-
weis der Tiervermittlungsvertrag vorgelegt 
wird. 

 
(5) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 

Abs. 2 wird eine Steuerermäßigung 

nach den Absätzen 1 bis 4 nicht ge-

währt. 

 

seit einigen Jahren in Absprache mit den Fraktio-
nen angewandt und wird jetzt in die Satzung auf-
genommen. 
 
Satzungsergänzung bezüglich gefährlicher Hunde. 

§ 6 
Steuerermäßigung für Hundezüchter 

(Zwingersteuer) 
 
1. Von Hundezüchtern, die mindestens zwei 
rassereine Hunde der gleichen Rasse in zuchtfähi-
gem Alter, darunter eine Hündin, zu Zuchtzwe-
cken halten, wird die Steuer auf Antrag für die 
Hunde dieser Rasse in der Form der Zwingersteu-
er erhoben, wenn der Zwinger und die Zuchttiere 
in das von einer von der Stadt anerkannten Hun-
dezuchtvereinigung geführte Zucht- oder Stamm-
buch eingetragen sind. Der Nachweis der Eintra-
gung ist durch eine Bescheinigung der Hunde-
zuchtvereinigung zu führen. 
 
2. Als Zwingersteuer ist für jeden Zwinger, in 
dem Hunde zu Zuchtzwecken gehalten werden, 
unabhängig von der Zahl der Hunde, die Steuer 
für einen Hund nach dem Steuersatz des § 2 
Buchstabe b zu zahlen. Selbstgezogene Hunde 
sind, solange sie sich im Zwinger befinden, bis 
zum Alter von sechs Monaten von der Steuer be-
freit. 
 
3.  Die Vergünstigung der Zwingersteuer ent-
fällt, wenn in 2 aufeinander folgenden Kalender-
jahren keine Hunde gezüchtet werden. 
 
 
 

 Die bisherige Satzung sah unter bestimmten Vor-
aussetzungen eine Steuerermäßigung für Hunde-
züchter in Form der Zwingersteuer vor. Das OVG 
NW hat in einem Urteil hierzu ausgeführt, dass 
erhebliche Bedenken gegen eine Steuerermäßi-
gung in Form der Zwingersteuer bestehen und 
eine entsprechende Bestimmung nichtig sein dürf-
te. Aus diesem Grunde sieht die Mustersatzung 
keine Zwingersteuer mehr vor und auch die neue 
Hundesteuersatzung der Stadt Rheine verzichtet 
auf eine entsprechende Regelung. Betroffen von 
dieser Änderung sind ca. 10 Hundehalter. 
 



 
§ 7 

Steuerermäßigung für Hundehändler 
 
Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln 
und dieses Gewerbe angemeldet haben, haben 
von den für gewerbliche Zwecke gehaltenen Hun-
den auf Antrag nur zwei Hunde nach dem Steuer-
satz des § 2 Buchstabe b zu versteuern; weitere 
Hunde, die sie weniger als sechs Monate im Besitz 
haben, sind steuerfrei. 
 

 Keine Steuerpflicht, da kein Privatkonsum (Ge-
werbe) 

§ 8 
Allgemeine Voraussetzungen für 

Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 
(Steuervergünstigung) 

 
1. Steuervergünstigung wird nur gewährt, 
wenn 
 
 a) der Hund, für den Steuervergünsti-
gung in Anspruch genommen wird, für den ange-
gebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet 
ist, 
 
 b) in den Fällen der §§ 6 und 7 ord-
nungsgemäße Bücher über jeden Hund, seinen 
Erwerb und seine Veräußerung geführt und der 
Gemeinde auf Verlangen vorgelegt werden. 
 
2. Der Antrag auf Steuervergünstigung ist in-

nerhalb von zwei Wochen nach Aufnahme 
des Hundes, bei versteuerten Hunden min-
destens zwei Wochen vor Beginn des Mo-
nats, in dem die Steuervergünstigung wirk-
sam werden soll, schriftlich bei der Stadt zu 
stellen. Bei verspätetem Antrag wird die 
Steuer für den nach Eingang des Antrags 
beginnenden Kalendermonat auch dann 
nach den Steuersätzen des § 2 erhoben, 
wenn die Voraussetzungen für die beantrag-

§ 5 
Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbe-

freiung und Steuerermäßigung 
 
 
(1) Eine Steuerbefreiung nach § 3 bzw. eine 

Steuerermäßigung nach § 4 wird nur ge-
währt, wenn der Hund, für den Steuerver-
günstigung in Anspruch genommen wird, für 
den angegebenen Verwendungszweck hin-
länglich geeignet ist. 

 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Antrag auf Steuerbefreiung oder -

ermäßigung ist spätestens zwei Wochen vor 
Beginn des Monats, in dem die Steuerver-
günstigung wirksam werden soll, schriftlich 
bei der Stadt Rheine zu stellen. Bei verspä-
tetem Antrag wird die Steuer für den nach 
Eingang des Antrags beginnenden Kalen-
dermonat auch dann nach den Steuersätzen 
des § 2 erhoben, wenn die Voraussetzungen 
für die beantragte Steuervergünstigung vor-
liegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 8 Abs. 1 b entfällt, da er sich auf Bestimmungen 
bezieht, die in der neuen Satzung nicht mehr ent-
halten sind. 
 
 
Anpassung der Regelung an die aktuelle Muster-
satzung. 



te Steuervergünstigung vorliegen. Wird die 
rechtzeitig beantragte Steuervergünstigung 
für einen neu angeschafften Hund abge-
lehnt, so wird die Steuer nicht erhoben, 
wenn der Hund binnen zwei Wochen nach 
Bekanntgabe des ablehnenden Bescheides 
wieder abgeschafft wird. 

 
3. Über die Steuervergünstigung wird eine Be-

scheinigung ausgestellt. Die Steuervergüns-
tigung gilt nur für die Halter, für die sie be-
antragt und bewilligt worden ist. 

 
4. Fallen die Voraussetzungen für eine Steuer-

vergünstigung weg, so ist dies innerhalb von 
zwei Wochen nach dem Wegfall der Stadt 
anzuzeigen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Über die Steuerbefreiung oder -ermäßigung 

wird eine Bescheinigung ausgestellt. Diese 
gilt nur für die Halter, für die sie beantragt 
und bewilligt worden ist. 

 
(4) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuer-

befreiung oder -ermäßigung weg, so ist dies 
innerhalb von zwei Wochen nach dem Weg-
fall der Stadt Rheine schriftlich anzuzeigen. 

 
§ 9 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
1. Die Steuerpflicht beginnt mit dem Ersten 
des Monats, in dem der Hund aufgenommen wor-
den ist, bei Hunden, die dem Halter durch Geburt 
von einer von ihm gehaltenen Hündin zuwachsen, 
jedoch erst mit dem Ersten des Monats, in dem 
der Hund drei Monate alt geworden ist. In den 
Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 beginnt die Steuer-
pflicht mit dem Ersten des Monats, in dem der 
Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden 
ist. 
 
 
2. Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des 
Monats, in dem der Hund veräußert oder sonst 
abgeschafft wird, abhanden kommt oder eingeht. 
 
 
3. Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer 
anderen Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit 
dem Ersten des auf den Zuzug folgenden Monats. 

§ 6 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem 1. des 

Monats, in dem der Hund aufgenommen 
worden ist. Bei Hunden, die dem Halter 
durch Geburt von einer von ihm gehaltenen 
Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem 1. des Monats, in dem der Hund 
drei Monate alt geworden ist. In den Fällen 
des § 1 Abs. 3 Satz 2 beginnt die Steuer-
pflicht mit dem 1. des Monats, in dem der 
Zeitraum von zwei Monaten überschritten 
worden ist. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des 

Monats, in dem der Hund veräußert oder 
sonst abgeschafft wird, abhanden kommt 
oder eingeht. 

 
(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer an-

deren Gemeinde beginnt die Steuerpflicht 
mit dem 1. des auf den Zuzug folgenden 

 



Bei Wegzug eines Hundehalters aus der Stadt en-
det die Steuerpflicht mit dem Ablauf des Monats, 
in den der Wegzug fällt. 
 

Monats. Bei Wegzug eines Hundehalters aus 
der Stadt Rheine endet die Steuerpflicht mit 
Ablauf des Monats, in den der Wegzug fällt. 

 
§ 10 

Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
1. Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder – 
wenn die Steuerpflicht erst während des Kalen-
derjahres beginnt – für den Rest des Kalenderjah-
res festgesetzt. 
 
2. Die Steuer wird erstmalig einen Monat 
nach dem Zugehen des Festsetzungsbescheides 
für die zurückliegende Zeit und sodann vierteljäh-
rig am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 
November mit einem Viertel des Jahresbetrages 
fällig. Sie kann für das ganze Jahr im Voraus ent-
richtet werden. 
 Bis zum Zugehen eines neuen Festsetzungsbe-
scheides ist die Steuer über das Kalenderjahr hin-
aus zu den gleichen Fälligkeitsterminen weiter zu 
entrichten. 
Endet die Steuerpflicht während des Vierteljahres, 
so ist die zuviel gezahlte Steuer zu erstatten. 
 
3. Wer einen bereits in einer Gemeinde der 
Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt oder 
mit einem solchen Hund zuzieht oder wer anstelle 
eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen Hundes einen neuen Hund erwirbt, 
kann die Anrechnung der nachweislich bereits 
entrichteten, nicht erstatteten Steuer auf die für 
den gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer 
verlangen. 
 

§ 7 
Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - 

wenn die Steuerpflicht erst während des Ka-
lenderjahres beginnt - für den Rest des Ka-
lenderjahres festgesetzt. 

 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach 

dem Zugehen des Festsetzungsbescheides 
für die zurückliegende Zeit und dann viertel-
jährlich am 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November mit einem Viertel des 
Jahresbetrages fällig. Sie kann für das ganze 
Jahr im Voraus entrichtet werden. 

 
 
 
 
 
 
 
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der 

Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt 
oder mit einem solchen Hund zuzieht oder 
wer an Stelle eines abgeschafften, abhanden 
gekommenen oder eingegangenen Hundes 
einen neuen Hund erwirbt, kann die Anrech-
nung der nachweislich bereits entrichteten, 
nicht erstatteten Steuer auf die für den glei-
chen Zeitraum zu entrichtende Steuer ver-
langen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da jährlich ein neuer Bescheid versandt wird, ist 
diese Regelung überflüssig und ist auch in der 
Mustersatzung nicht mehr enthalten. 
 
In § 6 Abs. 2 ist bereits das Ende der Steuerpflicht 
geregelt. Dass zuviel gezahlte Steuern zu erstat-
ten sind, bedarf keiner zusätzlichen Regelung. 



 
§ 11 

Sicherung und Überwachung der Steuer 
 
1. Der Hundehalter ist verpflichtet, einen 
Hund innerhalb von zwei Wochen nach der Auf-
nahme oder – wenn der Hund ihm durch Geburt 
von einer von ihm gehaltenen Hündin zugewach-
sen ist – innerhalb von zwei Wochen, nachdem 
der Hund drei Monate alt geworden ist, bei der 
Stadt anzumelden. In den Fällen des § 1 Abs. 3 
Satz 2 muss die Anmeldung innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum 
von zwei Monaten überschritten worden ist, und in 
den Fällen des § 9 Abs. 3 Satz 1 innerhalb der 
ersten zwei Wochen des auf den Zuzug folgenden 
Monats erfolgen. 
 
 
2. Der Hundehalter hat den Hund innerhalb 
von zwei Wochen, nachdem er ihn veräußert oder 
sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhan-
den gekommen oder eingegangen ist oder nach-
dem der Halter aus der Stadt weggezogen ist, bei 
der Stadt abzumelden. Im Falle der Abgabe des 
Hundes an eine andere Person sind bei der Ab-
meldung der Name und die Anschrift dieser Per-
son anzugeben. 
 
 
 
 
3. Die Stadt übersendet mit dem Steuerbe-
scheid oder mit der Bescheinigung über die Steu-
erbefreiung für jeden Hund eine Hundesteuermar-
ke. Hundezüchter, die Zwingersteuer zahlen, er-
halten nur eine, Hundehändler, die die Steuer 
nach § 7 entrichten, nur zwei Steuermarken. Der 
Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Woh-
nung oder seines umfriedeten Grundbesitzes nur 
mit der sichtbar befestigten gültigen Steuermarke 

§ 8 
Sicherung und Überwachung der Steuer 

 
(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund 

innerhalb von zwei Wochen nach der Auf-
nahme oder - wenn der Hund ihm durch Ge-
burt von einer von ihm gehaltenen Hündin 
zugewachsen ist - innerhalb von zwei Wo-
chen, nachdem der Hund drei Monate alt 
geworden ist, unter Angabe der Hunde-
rasse bei der Stadt anzumelden. In den Fäl-
len des § 1 Abs. 3 Satz 2 muss die Anmel-
dung innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Tage, an dem der Zeitraum von zwei Mona-
ten überschritten worden ist, und in den Fäl-
len des § 6 Abs. 3 Satz 1 innerhalb der ers-
ten zwei Wochen des auf den Zuzug folgen-
den Monats erfolgen. 

 
(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von 

zwei Wochen, nachdem er ihn veräußert 
oder sonst abgeschafft hat, nachdem der 
Hund abhanden gekommen oder eingegan-
gen ist oder nachdem der Halter aus der 
Stadt Rheine weggezogen ist, bei der Stadt 
abzumelden. Mit der Abmeldung des Hundes 
ist die noch vorhandene Hundesteuermarke 
an die Stadt zurückzugeben. Im Falle der 
Abgabe des Hundes an eine andere Person 
sind bei der Abmeldung der Name und die 
Anschrift dieser Person anzugeben. 

 
(3) Die Stadt übersendet mit dem Steuerbe-

scheid oder mit der Bescheinigung über die 
Steuerbefreiung für jeden Hund eine Hun-
desteuermarke. Der Hundehalter darf Hunde 
außerhalb seiner Wohnung oder seines um-
friedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar 
befestigten gültigen Steuermarke umherlau-
fen lassen. Der Hundehalter ist verpflichtet, 

 



umherlaufen lassen. Der Hundehalter ist verpflich-
tet, den Beauftragten der Stadt die gültige Steu-
ermarke auf Verlangen vorzuzeigen. 
 
 Bis zur Übersendung einer neuen Steuer-
marke ist die bisherige Steuermarke zu befestigen 
oder vorzuzeigen. Andere Gegenstände, die der 
Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund 
nicht angelegt werden. Bei Verlust der gültigen 
Steuermarke wird dem Hundehalter auf Antrag 
eine neue Steuermarke gegen Ersatz der Kosten 
ausgehändigt. 
 
4. Grundstückseigentümer, Haushaltungs- 
und Betriebsvorstände und deren Stellvertreter 
sind verpflichtet, den Beauftragten der Stadt auf 
Nachfrage über die auf dem Grundstück, im 
Haushalt oder Betrieb gehaltenen Hunde und de-
ren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. 
Zur wahrheitsgemäßen Auskunftserteilung ist 
auch der Hundehalter verpflichtet. 
 
5. Bei Durchführung von Hundebestandsauf-
nahmen sind die Grundstückseigentümer, Haus-
haltungs- und Betriebsvorstände sowie deren 
Stellvertreter zur wahrheitsgemäßen Ausfüllung 
der ihnen vom Fachbereich Interner Servi-
ce/Steuerwesen übersandten Nachweisungen in-
nerhalb der vorgeschriebenen Frist verpflichtet. 
Durch das Ausfüllen der Nachweisungen wird die 
Verpflichtung zur An- und Abmeldung nach den 
Absätzen 1 und 2 nicht berührt. 
 

den Beauftragten der Stadt die gültige Steu-
ermarke auf Verlangen vorzuzeigen. Bis zur 
Übersendung einer neuen Steuermarke ist 
die bisherige Steuermarke zu befestigen 
oder vorzuzeigen. Andere Gegenstände, die 
der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem 
Hund nicht angelegt werden. Bei Verlust der 
gültigen Steuermarke wird dem Hundehalter 
auf Antrag eine neue Steuermarke gegen 
Ersatz der Kosten ausgehändigt. 

 
(4) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvor-

stände und deren Stellvertreter sind ver-
pflichtet, den Beauftragten der Stadt auf 
Nachfrage über die auf dem Grundstück, im 
Haushalt oder Betrieb gehaltenen Hunde und 
deren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu 
erteilen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG NW in Ver-
bindung mit § 93 AO). Zur wahrheitsgemä-
ßen Auskunftserteilung ist auch der Hunde-
halter verpflichtet. 

 
(5) Bei Durchführung von Hundebestandsauf-

nahmen sind die Grundstückseigentümer, 
Haushaltungsvorstände sowie deren Stell-
vertreter zur wahrheitsgemäßen Ausfüllung 
der ihnen von der Stadt Rheine übersandten 
Nachweisungen innerhalb der vorgeschrie-
benen Fristen verpflichtet (§ 12 Abs. 1 Nr. 
3a KAG NW in Verbindung mit § 93 AO). 
Durch das Ausfüllen der Nachweisungen wird 
die Verpflichtung zur An- und Abmeldung 
nach den Absätzen 1 und 2 nicht berührt. 

 
§ 12 

Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen 
 
1. Die Rechtsmittel gegen Steuerbescheide 
und sonstige Maßnahmen aufgrund dieser Sat-
zung richten sich nach den Bestimmungen der 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 

 
 

Diese Regelung kann laut Mustersatzung entfal-
len. 



(BGBl. I S. 17) und dem Gesetz zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung im Lande Nord-
rhein-Westfalen (AG VwGO) vom 26. März 1960 
(GV NW S. 47/SGV NW 303) in ihrer jeweiligen 
Fassung. 
 
2. Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser 
Satzung gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG NW) 
vom 23. Juli 1957 (GV NW S. 216/SGV NW 2010) 
in seiner jeweiligen Fassung. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV 
NW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.06.1978 (GV NW S. 271), handelt, wer vor-
sätzlich oder leichtfertig 
 
 
1. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 4 den 
Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerver-
günstigung nicht rechtzeitig anzeigt, 
 
2. als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 1 ei-
nen Hund nicht oder nicht rechtzeitig anmeldet, 
 
3. als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 2 ei-
nen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet, 
 
 
 
4. als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 3 ei-
nen Hund außerhalb seiner Wohnung oder seines 
umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestig-
te gültige Steuermarke umherlaufen lässt, die 
Steuermarke auf Verlangen des Beauftragten der 
Stadt nicht vorzeigt oder dem Hund andere Ge-

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchst. 
b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch das Ge-
setz zur Abschaffung der Jagdsteuer vom 30. Juni 
2009 (GV. NRW. S. 394), handelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig 
 
1. als Hundehalter entgegen § 5 Abs. 4 den 

Wegfall der Voraussetzungen für eine Steu-
ervergünstigung nicht rechtzeitig anzeigt, 

 
2. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 einen 

Hund nicht oder nicht rechtzeitig anmeldet, 
 
3. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 einen 

Hund nicht oder nicht rechtzeitig oder un-
ter fehlender oder falscher Angabe der 

Hunderasse anmeldet, 
 
4. als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 3 einen 

Hund außerhalb seiner Wohnung oder seines 
umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar 
befestigte gültige Steuermarke umherlaufen 
lässt, die Steuermarke auf Verlangen des 
Beauftragten der Stadt nicht vorzeigt oder 

Die Regelungen wurden an die neue Satzung an-
gepasst. 



genstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, 
anlegt, 
 
5. als Grundstückseigentümer, Haushaltungs-
vorstand, Betriebsvorstand oder deren Stellvertre-
ter sowie als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 4 
nicht wahrheitsgemäß Auskunft erteilt, 
 
6. als Grundstückseigentümer, Haushaltungs-
vorstand, Betriebsvorstand oder deren Stellvertre-
ter entgegen § 11 Abs. 5 die vom Fachbereich 
Interner Service/Steuerwesen übersandten Nach-
weisungen nicht wahrheitsgemäß oder nicht frist-
gerecht ausfüllt. 
 

dem Hund andere Gegenstände, die der 
Steuermarke ähnlich sehen, anlegt, 

 
5. als Grundstückseigentümer, Haushaltungs-

vorstand oder deren Stellvertreter sowie als 
Hundehalter entgegen § 8 Abs. 4 nicht 
wahrheitsgemäß Auskunft erteilt, 

 
6. als Grundstückseigentümer, Haushaltungs-

vorstand oder deren Stellvertreter entgegen 
§ 8 Abs. 5 die vom Steueramt übersandten 
Nachweisungen nicht wahrheitsgemäß oder 
nicht fristgemäß ausfüllt. 

 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
Die Hundesteuersatzung tritt am 1. Januar 1981 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundesteuerordnung 
vom 22. Dezember 1975 außer Kraft. 
 
Die 3. Änderungssatzung tritt mit Wirkung vom 1. 
Januar 1994 in Kraft. 
Die 4. Änderungssatzung (§ 2 Satz 1) tritt am 1. 
Januar 2002 in Kraft. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Hundesteuersatzung tritt am 01. Januar 
2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundesteuer-
satzung vom 18. Dezember 1980 außer Kraft. 
 

Anpassung der Bestimmung an die neue Satzung. 

 


